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Bürgergeld 2025: Nullrunde trotz
gesunkener Inflation vorausgesetzt
Arbeitsminister Hubertus Heil kündigt für 2025 eine

Nullrunde beim Bürgergeld an, trotz zuvor gestiegener
Regelsätze.

Die Diskussion um das Bürgergeld wird erneut angeheizt, denn
Arbeitsminister Hubertus Heil (SPD) hat in der RTL- und ntv-
Sendung „Frühstart“ angekündigt, dass es 2025 keine Erhöhung
des Bürgergeldes geben wird. Trotz der hohen Inflation, die in
diesem Jahr zu einem Anstieg der Regelsätze führte, wird
aufgrund der gesunkenen Teuerungsrate der
Rechtsmechanismus der Nullrunde für das kommende Jahr aktiv.
Heil erklärte: „Das ist auch richtig so.“

Ein zentrales Anliegen von Heil ist es, sicherzustellen, dass
Menschen in Not weiterhin Unterstützung erhalten. Er
unterstreicht jedoch auch, dass das Bürgergeld lediglich das
Existenzminimum abdeckt. In diesem Kontext möchte der
Minister zudem die Regelungen für Jobverweigerer anpassen.
Von den Jobcentern kam der Hinweis, dass die bestehenden
Mitwirkungspflichten oft zu bürokratisch sind, was Heil als
kritisch erachtet.

Erhöhung der Beträge Anfang 2024

Während die Nullrunde für 2025 für Aufregung sorgt, gab es
Anfang 2024 bereits spürbare Erhöhungen in der
Grundsicherung. Die Beträge stiegen um zwölf Prozent, was für
Alleinstehende einen monatlichen Betrag von 563 Euro
bedeutet. Paare kommen auf 506 Euro, und die Sätze für Kinder



und Jugendliche variieren je nach Alter zwischen 357 und 471
Euro. Diese Erhöhung hat vielen Empfängern ein wenig mehr
Finanzspielraum gegeben, gerade in Zeiten, in denen die
Lebenshaltungskosten stark steigen.

Heil betont, dass es nicht darum gehe, alle Empfänger des
Bürgergelds unter Generalverdacht zu stellen. Er hat jedoch
klargemacht, dass es Konsequenzen geben muss, wenn jemand
wiederholt nicht zu Terminen erscheint. Dies sei notwendig, um
einen klaren Standpunkt gegen Sozialmissbrauch zu setzen. Zu
den vorgeschlagenen Maßnahmen gehören auch strengere
Sanktionen für Schwarzarbeit während des Leistungsbezugs,
verbunden mit einem verbesserten Datenaustausch zwischen
Jobcentern und der Schwarzarbeitskontrolle des Zolls.

Zudem wird die Liberale Partei (FDP) aktiv in der Debatte um
das Bürgergeld. Minister Marco Buschmann hatte vor Kurzem
eine Senkung der Leistungen ins Spiel gebracht. Diese
Forderungen stehen im Kontext der Diskussionen, die seit Ende
Juli im Gange sind, als das Sozialministerium bereits eine
Nullrunde für 2025 in Aussicht stellte.

Die anhaltende Diskussion über das Bürgergeld wirft Fragen zur
finanziellen Unterstützung von bedürftigen Menschen in
Deutschland auf. Es bleibt abzuwarten, wie sich die politischen
Rahmenbedingungen und ökonomischen Entwicklungen bis
2025 auswirken werden und welche weiteren Anpassungen die
Regierung in diesem sensiblen Bereich vornehmen könnte. Die
Situation ist komplex und erfordert einen sorgfältigen Umgang
mit den Bedürfnissen derjenigen, die auf staatliche Hilfe
angewiesen sind.
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